Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4132 


Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung erlassene Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 6/68 — Zollaus- 
setzungen und Zollkontingente für Tomaten usw.) 

— Drucksache V/4076 — 
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Die Verordnung, die zum Teil am 1. November 
1968 und zum Teil am 1. Dezember 1968 in Kraft 
getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 14. April 1969 an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
25. Juni 1969 zur Beratung überwiesen. Es handelt 
sich um eine sogenannte Nachlaufverordnung, bei 
der der Deutsche Bundestag nach § 77 Abs. 7 des 
Zollgesetzes ein Aufhebungsrecht in einer Frist 
von vier Monaten nach Verkündung hat. 

1. Die Kommission hat die Bundesrepublik am 
17. Januar 1969 ermächtigt, für ihre Einfuhren 
aus dritten Ländern und zum Verbrauch im Zoll- 
gebiet 

für frische Tomaten den Zollsatz bis auf 9,2 Vo, 
mindestens 6,56 DM für hundert Kilogramm Ei- 
gengewicht + Abschöpfungen für die Zeit vom 
1. Januar 1969 bis 31. März 1969 auszusetzen 
(regelmäßiger Zollsatz: 11 Vo, mindestens 8 DM 
für hundert Kilogramm Eigengewicht + Ab- 
schöpfungen). 

Die Bundesregierung hatte eine Aussetzung des 
Zollsatzes auf 5 Vo beantragt, die Kommission 
ging jedoch davon aus, daß die Zollunion für 
diese Ware schon verwirklicht ist. Der Kontin- 
gentszollsatz wurde deshalb auf 70 Vo des Ab- 
standes zwischen dem vor der ersten Anglei- 
chung geltenden nationalen Zollsatz von 5 Vo und 
dem EWG-Zollsatz von ll 'Vo festgesetzt. 

Die Bundesregierung hat diese Zollaussetzung 
beantragt, um auch während der Wintermonate 
Tomaten zu einem möglichst niedrigen Preis auf 
den Markt zu bringen. 


2. Der Rat hat am 5. November 1968 beschlossen, 
daß am 14. Oktober 1963 in Brüssel Unterzeich- 
nete und in der Zwischenzeit in einigen Punk- 
ten geänderte Handelsabkommen zwischen der 
EWG und dem Iran um ein weiteres Jahr, und 
zwar vom 1. Dezember 1968 bis 30. November 
1969 zu verlängern. 

Einer Vereinbarung der im Rat vereinigten Ver- 
treter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 

3. Oktober 1967 entsprechend, ist die Bundes- 
republik u. a. auch verpflichtet, den Zollsatz für 
Kaviar (Störrogen) bis zum 30. November 1969 
bis auf 24 Vo auszusetzen (regelmäßiger Zollsatz 
30 Vo). 

3. Die Kommission hat mit Entscheidungen vom 
19. Dezember 1968 zwei der Bundesrepublik ge- 
währte Zollkontingente auf deutschen Antrag 
erhöht, und zwar; 

a) das Zollkontingent für schwarzen Heilbutt 
für den Zeitraum vom 1. August 1968 bis 
31. Dezember 1968 von 3000 t auf 3600 t. 

Die Bundesregierung hatte zwar eine Er- 
höhung um 1200 t beantragt, die Kommission 
ließ sich jedoch davon leiten, daß Belgien in 
der Lage sei, den erhöhten Bedarf der Bun- 
desrepublik bis zu einer Menge von 600 t zu 
decken. Das Kontingent wurde deshalb nur 
um 600 t erhöht; 

b) das Zollkontingent für Garne für das Ka- 
lenderjahr 1968 zum Zollsatz von 3,5 ®/o 
wurde um 7 t auf 37 t erhöht. 
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Die Bundesregierung hatte auch hier eine 
höhere Aufstockung, nämlich um 11t auf 41 t 
beantragt. Die Kommission ging indessen un- 
ter Zugrundelegung der während der ersten 
8 Monate des Jahres 1968 getätigten Einfuhr- 
ren aus der Gemeinschaft davon aus, daß die 
Festsetzung der Kontingentmenge nur auf 
37 t angemessen sei. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen bitte ich das Hohe Haus, von seinem 
Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 24. April 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 



